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Was tun bei Starkregen?
Auch Bischofsheim war schon betroffen / Die Gemeinde will der Gefahr entgegenwirken / Informationsveranstaltung am 11. April

BISCHOFSHEIM. Die Folgen
des Klimawandels sind keine
Zukunft, sondern zeigen sich
bereits heute – auch in Bi-
schofsheim. Unter anderem
nehmen die Häufigkeit und
Intensität von Extremwetter-
ereignissen zu. Die Zahl der
wetterbedingten Katastro-
phen hat sich laut dem Bun-
desministerium für Entwick-
lung in den vergangenen 50
Jahren verfünffacht. Zu sol-
chen extremen Wetterlagen
gehört auch Starkregen,
wenn innerhalb kürzester
Zeit eine große Nieder-
schlagsmenge vom Himmel
prasselt.

Kanalsystem wird
fortlaufend geprüft

Der Deutsche Wetterdienst
spricht von einem „extremen
Unwetter“, wenn mehr als 40
Liter Regen pro Quadratme-
ter in einer Stunde oder mehr
als 60 Liter innerhalb von
sechs Stunden fallen. Zuletzt
hat es im August des vergan-
genen Jahres im gesamten
Kreisgebiet ein Unwetter die-
ses Ausmaßes gegeben. Voll-
gelaufene Keller und Tiefga-
ragen, umgestürzte Bäume
oder bis zu 70 Notrufe
gleichzeitig in den Leitungen
waren die Folge. Die Gemein-
de Bischofsheim ist dabei

vergleichsweise glimpflich
davongekommen. Zehn
Haushalte waren betroffen,
berichtet Bürgermeisterin Li-
sa Gößwein (SPD). Die Ein-
satzkräfte der Feuerwehr wa-
ren hauptsächlich damit be-
schäftigt, Wassermassen aus
Kellerräumen zu entfernen
und Sturmschäden, etwa lo-
se Dachziegel oder umge-
stürzte Bäume, zu sichern
oder zu beseitigen.
„Im Hinblick auf den Kli-

mawandel rücken Extrem-
wetterereignisse wie auch

Starkregen oder Sturm im-
mer mehr in den Fokus der
Gefahrenabwehr in der Ge-
meinde Bischofsheim“, be-
tont die Rathauschefin. Um
den Wetterlagen künftig
wirksam begegnen zu kön-
nen, seien einsatztaktische
Überlegungen nötig, aber
auch eine entsprechende
technische Ausstattung. Der
Abwasser- und Servicebe-
trieb Mainspitze (ASM) prü-
fe zusammen mit Ingenieur-
büros fortlaufend das Kanal-
netz in Bischofsheim. Vor al-

lem die Aufnahmefähigkeit
für die Regenmassen stehe
im Vordergrund. „Im Be-
darfsfall müssen Kanäle ver-
größert werden, jedoch im-
mer unter einer wirtschaftli-
chen Betrachtung“, sagt Göß-
wein.
An die Bürgerinnen und

Bürger der Gemeinde gebe es
seitens des ASM die Empfeh-
lung, den Abfluss von ihrem
Grundstück vom Kanalnetz
abzukoppeln. Das würde die
Kanalisation entlasten. Ent-
siegelungen wie Gründächer

oder Zisternen werden als
Beispiele genannt.
Die zunehmende Versiege-

lung „in einer so dicht besie-
delten Gemeinde wie Bi-
schofsheim“ ist laut Gößwein
ein Thema, das immer stär-
ker an Bedeutung gewinne.
Deshalb sei es wichtig, gera-
de in Neubaugebieten ausrei-
chend Retentionsflächen und
durchlässige Oberflächen zu
schaffen. Im Bestand sei die
Entsiegelung schwieriger, da
Flächen stark nachverdich-
tet, also eher versiegelt wer-
den. Der Handlungsspiel-
raum der Verwaltung sei hier
aber eingeschränkt, etwa we-
gen nicht vorhandener Be-
bauungspläne.
Teilweise würden sich auch

Interessen gegenüberstehen.
„Wir möchten beispielswei-
se, dass Fahrzeughalter ihr
Fahrzeug auf Privatgrund ab-
stellen und nicht im öffentli-
chen Verkehrsraum. Dafür
muss aber in der Regel ver-
siegelt werden“, sagt Göß-
wein. Für Bürgerinnen und
Bürger, die sich tiefergehend
mit dem Thema Starkregen
beschäftigen wollen, wird
eine Informationsveranstal-
tung am Donnerstag, 11. Ap-
ril, im Großen Saal des Gins-
heimer Bürgerhauses ange-
boten. Veranstalter ist der
Abwasser- und Servicebe-
trieb Mainspitze, Beginn ist
um 18 Uhr.

Von Erik Maurer

Infolge des Klimawandels kommt es häufiger zu starken Regenfällen, wie im August 2023 im ge-
samten Kreisgebiet. Archivfoto: G. Schiek

Viel Zeit in Parlament
und Ausschüssen

Bei Stadtverordneten von Ginsheim-Gustavsburg
kommen pro Jahr Hunderte Stunden zusammen

GINSHEIM-GUSTAVSBURG.Wer
einen Ausschuss oder die
Stadtverordnetenversammlung
besuchen will, muss sich keine
Gedanken machen, dass er kei-
nen Platz bekommt. Die Bürger
machen sich rar, wenn die von
ihnen gewählten Stadtverord-
neten tagen. Dabei geht es um
weitreichende Entscheidungen.
In ihr politisches Engagement
investieren die Stadtverordne-
ten eine Menge Zeit. Da kom-
men in einem Jahr mehrere
Hundert Stunden zusammen.
Doch die Kommunalpolitik ist
ein Ehrenamt, dessen Zeitauf-
wand lediglich über das Sit-
zungsgeld honoriert wird. Die-
se finanzielle Entschädigung,
die über die städtische Home-
page www.gi-
gu.de einsehbar ist, ist nicht ge-
rade üppig. Sie beträgt pro Sit-
zung 26 Euro. Ausschussvorsit-
zende, stellvertretende Aus-
schussvorsitzende und Frak-
tionsvorsitzende erhalten eine
zusätzliche Entschädigung. Die
Stadtverordnetenversammlung
beginnt in der Regel um 19.30
Uhr und kann zwei Stunden
und länger dauern. Zudem gibt
es drei Ausschüsse: Der Sozial-
ausschuss tagt an einem Diens-
tag, gefolgt vom Bauausschuss.
Donnerstag ist der Tag des
Haupt- und Finanzausschus-
ses, der um 19.30 Uhr beginnt
und für den man 90 Minuten
bis zwei Stunden einplanen
sollte – für ebenfalls 26 Euro.
Bei sieben Sitzungsrunden im

Jahr kommen da schnell rund

60 Stunden zusammen. Aber
das ist für die Stadtverordneten
noch längst nicht alles. Frak-
tionssitzungen stehen an. Sie
variieren: Bei der SPD können
sie pro Sitzungsrunde fünf
Stunden dauern. Die Fraktion
der Linken tagt zweimal im
Monat, was mit etwa vier Stun-
den zu Buche schlägt. Die
Freien Wähler kommen anlass-
bezogen zusammen, was nach
Auskunft des Fraktionsvorsit-
zenden Rolf Leinz bis zu 45 Mi-
nuten in Anspruch nimmt.
Auch die mit Johanna von Trot-
ha und Johanna Filler besetzte
FDP-Fraktion kommt auf diese
zeitlichen Werte, während es
bei den Grünen jährlich 20
Fraktionssitzungen gibt.
Und auch das ist längst nicht

alles: Der seltener tagende Aus-
schuss für die Sport- und Kul-
turhalle, die AG Altrheinufer
und die AG Haushaltskonsoli-
dierung nehmen einzelne
Stadtverordnete ebenfalls in
Beschlag. Hinzu kommen die
Gremien abseits der Politik,
beispielsweise die Betriebs-
kommission der Kommunalen
Wohnungsgesellschaft oder
auch die Versammlungen des
Abwasserverbands Mainspitze.
Nicht zu vergessen das Ein-

arbeiten und das Einlesen in
Anträge, Vorlagen und vieles
mehr, außerdem das Besuchen
von Parteiveranstaltungen und
politisch relevanten Veranstal-
tungen. 300 bis 500 Stunden im
Jahr können da durchaus zu-
sammenkommen – freilich
nicht für jeden Stadtverordne-
ten.

Von Ralph Keim

Bei Rot-Blau muss Ozobot umdrehen
Kostheimer Ferienkinder programmieren mit einem Lernroboter eigene interaktive Geschichten

KOSTHEIM. Ein Ozobot ist
ein kleiner Lernroboter, der
durch Zeichnen von Linien
und den Gebrauch von Far-
ben programmiert werden
kann. Diesem kleinen „Kerl“
mit echter Codesprache ein-
mal selbst Befehle geben, da-
bei auch erfahren, was
eigentlich ein Code ist und
zu guter Letzt mit alledem
auf einem großen Papierbo-
gen eine eigens entworfene
Geschichte erstellen, die mit
dem Roboter und einem so-
genannten Anybook-Audio-
stift abgefahren werden
kann: Niedrigschwellig pro-
grammieren lernen und da-
bei vor allem auch mächtig
viel Spaß haben, stand bei
16 Kindern im Alter von
sechs bis elf Jahren in der
ersten Osterferienwoche im
Kindertreff Kostheim auf
dem Programm. Ein Angebot
im bereits erprobten Ver-
bund mit der ASB-Schulbe-
treuung, der Carlo-Mieren-
dorff-Schule, dem Förderver-
ein der Stadtteilbücherei und
durchgeführt von der Kost-
heimer Epic Education ge-
meinnützige GmbH, die sich
mit Bildungsabenteuern,
interaktiven Geschichten
und Story-basiertem Lernen
beschäftigt. Finanziert wur-
de das Ferienprojekt erneut
über den Deutschen Biblio-
theksverband und das Pro-
gramm „Gemeinsam Digi-
tal!“ des Bundesprogramms
„Kultur macht stark“, worü-
ber sich der Kostheimer
Kindertreff mit Geschäftsfüh-
rerin Kerstin Ulm sehr freu-
te.

Analoge Bücher und
digitale Medien verknüpfen

Eine spannende Ferienwo-
che, die in puncto Kreativität
ein wahrlich reicher Nährbo-
den war. Nach allerlei Inspi-
rationen aus dem Besuch des
Museums für Kommunika-
tion in Frankfurt und dem

Programm mit der Kost-
heimer Stadtteilbücherei, in
der in Büchern nach Ideen
für die interaktiven Ge-
schichten gesucht wurde,
ging es darum, den Ozobot
erst einmal näher kennenzu-
lernen. „Wir wollen eine Ver-
knüpfung schaffen zwischen
analogen Büchern und digi-
talen Medien und kindge-
recht erste Programmier-
erfahrungen ermöglichen“,
erklärte Dominik Reher-
mann, Geschäftsführender
Gesellschafter von Epic Edu-
cation, der im betreuenden
Team ebenso viel Freude an
der Begeisterung der Kinder
für die Thematik hatte. „Die
Kinder haben unglaublich

schnell gelernt und waren
sehr kreativ. Fünf verschie-
dene Geschichten zwischen
einer und drei Minuten sind
entstanden“, stellte er bei
der Abschlusspräsentation
heraus.
„Ozobot lernt Tiere ken-

nen“, war das Thema der
kreierten Geschichte von
Luisa, Louisa und Carla. An
einem Tisch demonstrierten
die drei Mädchen wie der
Ozobot über Sensoren, die er
unten hat und über die er all
die auf dem Papier aufge-
brachten Farben und die pro-
grammierten Befehle erken-
nen kann, die Route der Ge-
schichte abfährt. „Rot-Blau
heißt dreh um“, erklärten sie

ihre Farbbefehle und setzten
den zur Geschichte zudem
selbst besprochenen Audio-
stift an einzelnen Punkten
der Route an, um ihn hierzu
Wissenswertes erzählen zu
lassen oder auch zur Ge-
schichte aufgenommene,
passende Geräusche abzuge-
ben.
Die Kids sprudelten gerade-

zu vor Begeisterung, als sie
von ihren Erlebnissen mit
dem Ozobot und dem ersten
Programmieren erzählten.
Da wurde der kleine Roboter
in der Geschichte auch
schon mal in eine Spielekon-
sole eingesaugt und erlebte
da allerhand Abenteuer, so
wie bei Phil und Samuel. Die

beiden zehnjährigen Jungs
hatten reichlich Spaß auf
ihrer Route und mit der
Codesprache, die sie ihrem
Ozobot verpassten. Richtig
an der Route der Geschichte
herumgetüftelt wurde auch.
„Manchmal musste man die
Strecke ändern, damit alles
zusammenpasst“, schilderte
die neunjährige Mila. „Es
war bemerkenswert, wie
sich die Kinder mit der Tech-
nik auseinandergesetzt ha-
ben und ihnen die Ideen
nicht ausgingen“, freute sich
Dominik Rehermann mit
dem ganzen Team und resü-
mierte den „Blick hinter die
Kulissen des Digitalen“ als
rundum gelungen.

Von Claudia Kroll-Kubin

Über Sensoren an seiner Unterseite liest der Ozobot aufgebrachte Farben und programmierte Befehle ab und erzählt so dann eine Ge-
schichte. Foto: Jörg Henkel/hbz

CDU widerspricht
SPD-Landrat Will
Christdemokraten in Ginsheim-Gustavsburg
setzt sich mit den Kreis-Umlagen auseinander

GINSHEIM-GUSTAVSBURG.
Auch die Doppelstadt ächzt
unter der Last der Kreis-Umla-
gen. Doch Landrat Thomas
Will (SPD) hat einmal aufge-
listet, dass auch ein kreisfrei-
es Ginsheim-Gustavsburg zah-
len müsste, beispielsweise
knapp 3,67 Millionen Euro an
den Landeswohlfahrtsver-
band.
Die CDU will das nicht un-

kommentiert lassen und hat
nun eine Rechnung aufge-
stellt. „Die Zeit des Landrats
wäre besser dafür investiert
worden, den Haushalt des
Kreises auf weitere Sparmög-
lichkeiten zu durchforsten“,
kritisiert Fraktionsvorsitzender
Alexander Rheinberger.
„Für uns beantworten die

Zahlen nicht, warum der Kreis
für die gleichen Aufgaben, die
auch andere Kreise wahrneh-
men, seinen Kommunen viel
mehr Geld abverlangt, als es
die anderen Kreise tun“, sagt
Rheinberger. Zudem kritisiert
der CDU-Fraktionsvorsitzende,
dass an der Darstellung fehle,
wie die Summen berechnet
wurden und ob bei diesen Be-
lastungen auch die Zuweisun-
gen von Land und Bund
gegengerechnet wurden, die
dem Kreis für die Wahrneh-
mung der Aufgaben ausge-
zahlt werden.
„Zu Recht kritisiert der Land-

rat, dass diese nicht kostende-
ckend sind. Was aber definitiv
in der Rechnung fehlt: Wenn
die Stadt kreisfrei wäre, müss-
te sie keine Umlagen an den
Kreis zahlen.“ Rheinberger
verweist auf 2023, als laut
Haushaltsplan der Stadt fast

neun Millionen Euro an Kreis-
Umlage ausgewiesen waren.
„Das Geld würde die Stadt bei
einer Kreisfreiheit einsparen.
Zugunsten des Kreises kann
man anführen, dass er auch
die Schulen in Ginsheim-Gus-
tavsburg finanziert.“ Aber
auch dafür zahle Ginsheim-
Gustavsburg eine Umlage an
den Kreis: „2023 waren das
weitere 6,4 Millionen Euro als
Schul-Umlage.“ Andere Umla-
gen seien hier außen vor ge-
blieben.
„Daneben nimmt die Stadt

auch teilweise Aufgaben wahr,
die der Kreis nicht wahr-
nimmt. So gibt es etwa Zu-
schüsse für die Schulkinderbe-
treuung an den Grundschulen,
weil der Kreis noch keine
Ganztagsschulen in Ginsheim-
Gustavsburg errichtet hat“, er-
innert Rheinberger. „Bei den
Zahlungen von Stadt an Kreis
aus 2023 sind die Mehrkosten
einer geplanten Erhöhung der
Umlagen durch den Landrat
und seine rot-rot-grüne Mehr-
heit gar nicht eingerechnet.“
Laut Schreiben von Bürger-

meister Thorsten Siehr (SPD)
an Landrat Will entstehen
durch die geplanten Erhöhun-
gen für Ginsheim-Gustavsburg
in diesem Jahr 2,6 Millionen
Euro an finanziellen Mehrbe-
lastungen, die an die Bürger
weitergegeben werden müss-
ten, führt CDU-Mann Rhein-
berger weiter aus. „2027 wä-
ren es schon 3,1 Millionen
Euro. Wir sind daher auf das
Abstimmungsverhalten der
Kreistagsmitglieder der rot-rot-
grünen Mehrheit zu den Mehr-
belastungen gespannt, die
auch vor Ort in den Kommu-
nen Mandate wahrnehmen.“

Von Ralph Keim


